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Entbürokratisierung und Deregulierung in Bayern;
Entwurf des Ersten Modernisierungsgesetzes der Bayerischen Staatskanzlei;
hier: Novelle Bayerische Bauordnung

Sehr geehrte Frau Gernbauer,
sehr geehrter Herr Dr. Hirschberg,
sehr geehrte Damen und Herren,

wie in unserem Schreiben vom 8. Juli 2024 an Staatsminister Dr. Herrmann (Anlage) bereits an-
gekündigt, nehmen wir nun zu den geplanten Änderungen im Bauordnungsrecht (§§ 11, 12 und
13 des Gesetzentwurfs für eine erstes Modernisierungsgesetz Bayern) im Einzelnen Stellung. Da-
bei bitten wir um Verständnis, dass wir in Kürze der Frist nur auf Ungereimtheiten hinweisen kön-
nen, ohne im Detail Vorschläge zu ihrer Lösung liefern zu können.

1. Materiell-rechtliche Erleichterungen für die erstmalige Aufstockung von bestandsge-
schützten Gebäuden sowie Öffnung der Gebäudeklasse 4 (§ 12 Nr. 1a und 7 des Gesetz-
entwurfs)

Der wegweisende Ansatz des Gesetzentwurfs zur Modernisierung des Baurechts ist in den ma-
teriell-rechtlichen Erleichterungen für die erstmalige Aufstockung von bestandsgeschützten Ge-
bäuden zur Schaffung von Wohnraum und in der Öffnung der Gebäudeklasse 4 für Gebäude mit
größeren Nutzungseinheiten zu sehen. Die vorgenannten Änderungen entsprechen unseren wie-
derholten Forderungen, materielle Standards gesetzlich abzubauen, und werden insoweit begrüßt.
Wir hoffen, dass dieser Ansatz sukzessive, aufbauend auf den Bemühungen der Bayerischen Ar-
chitektenkammer und den Erkenntnissen des Modellvorhabens „Gebäudetyp e“, weiter ausgebaut
wird.

Lytsiouli
Schreibmaschine
Anlage zum gemeinsamen Rundschreiben des Bayerischen Gemeindetags und des Bayerischen Städtetags vom 30.07.2024 
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2. Änderungen zur Verfahrensfreiheit (§12 Nr. 9 des Gesetzentwurfs)

Auf den ersten Blick mag der Ansatz, mehr Bauvorhaben als verfahrensfrei nach Art. 57 BayBO zu
stellen, zur Einsparung von Kosten und Prozessen führen. Doch ein verfahrensfreies Vorhaben ist
kein rechtsfreies Vorhaben. Es ist jetzt schon darauf hinzuweisen, dass in den Bauaufsichtsbehör-
den keine Kapazitäten zur Verfügung stehen, um das damit verbundene Mehr an Eigenverantwor-
tung von Bauherrenschaft, Entwurfsverfassenden und Baufachleuten und die daraus erwachsen-
den Unsicherheiten im Hinblick auf die sonstige formelle und materielle Rechtmäßigkeit eines Vor-
habens über die Bauberatung aufzufangen. Die Vollzugsbehörden gehen vielmehr davon aus, dass
die Verfahrensfreiheit bei materiell-rechtlichen Anforderungen besonderer Tragweite wie etwa beim
Brandschutz die ohnehin knapp bemessenen Kapazitäten des repressiven Vollzugs zusätzlich stark
beanspruchen wird. Aus gemeindlicher Sicht ist festzuhalten, dass jede Erweiterung der Verfah-
rensfreiheit die Planungshoheit belasten kann, wenn sie Vorhaben im Außenbereich oder Vorhaben
mit planungsrechtlicher Relevanz betrifft, die das Erfordernis einer Bauleitplanung auslösen können.
Dementsprechend werden folgende Tatbestände der Verfahrensfreiheit äußert kritisch bewertet:

Die Verfahrensfreiheit für Dachgeschossausbauten zu Wohnzwecken wird abgelehnt. Die
gewünschte bauseitige Eigenverantwortung wird gerade bei Wohnungs- und Teileigentum als
sehr problematisch angesehen. Das Wissen um die brandschutztechnischen Anforderungen ist
maßgeblich von der technischen Ausrüstung der örtlichen Feuerwehr abhängig. Sowohl die örtli-
che Feuerwehr als auch die Vollzugsbehörden werden sich trotz der Eigenverantwortung des
Bauherrn in Schadensfällen einem hohen Rechtfertigungsdruck ausgesetzt sehen. Wir plädieren
mit Nachdruck für die Beibehaltung der Genehmigungsfreistellung.

Ebenso wird die Verfahrensfreiheit von gebietstypischen Nutzungsänderungen abgelehnt.
Städte, Gemeinden und Bauaufsichtsbehörden erhalten im Zuge der Verfahrensfreiheit keinerlei
Kenntnis mehr über die sukzessive Entwicklung eines Baugebietes. In gemischt genutzten Bauge-
bieten, wie etwa im MI oder MU, kann dies zum Kippen des Baugebietscharakters führen, was zu
empfindlichen Beeinträchtigungen von Bestandsnutzungen führen und ggf. auch ein Erfordernis
im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB auslösen kann. Dementsprechend sieht § 36 BauGB auch für
Vorhaben im Geltungsbereich eines qualifizierten Bebauungsplans vor, dass die Länder sicherzu-
stellen haben, dass die Gemeinde rechtzeitig vor Ausführung des Vorhabens Maßnahmen zur Si-
cherung der Bauleitplanung einleiten kann. Dies wurde im Gesetzentwurf nicht berücksichtigt. Un-
geachtet der Frage, inwieweit seitens des Bauwilligen im unbeplanten Innenbereich überhaupt
eine Baugebietstypik im Sinne des § 34 Abs. 2 BauGB festgestellt werden kann, überlässt der Ge-
setzentwurf das Erfordernis des gemeindlichen Einvernehmens im Vorfeld der Realisierung eines
Bauvorhabens faktisch der Einschätzung des Bauwilligen.

Auch die geplante Erweiterung der Verfahrensfreiheit für Werbeanlagen in faktischen Ge-
werbe-, Industrie- und vergleichbaren Sondergebieten wird vor diesem Hintergrund kritisch gese-
hen. Gleiches gilt für den Wegfall der Größenbegrenzung für die Verfahrensfreiheit von Werbean-
lagen an Stätte der Leistung. Es werden massive Auswirkungen auf das Ortsbild erwartet, nach-
dem mit der Verfahrensfreiheit verunstaltende Werbeanlagen nicht mehr präventiv vermieden wer-
den können. Dies belastet den repressiven Vollzug, der im Zusammenhang mit dem Verunstal-
tungsverbot bekanntermaßen sehr schwierig ist.
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Die Verfahrensfreiheit für Freiflächen-Photovoltaik entlang von Autobahnen und Schienen-
wegen des übergeordneten Netzes wird erneut – wie schon bei der Diskussion von Verfah-
renserleichterungen im vergangenen Jahr – wegen Eingriffs in die gemeindliche Planungsho-
heit ausdrücklich abgelehnt. Mit einer Verfahrensfreiheit erlangt die Gemeinde von entspre-
chenden Bauvorhaben im Vorfeld ihrer Realisierung keine Kenntnis. Die Möglichkeit planungssi-
chernder Maßnahmen ist damit nahezu ausgeschlossen. Die Realisierung zahlreicher Rahmen-
planungen zugunsten von Freiflächenphotovoltaik ist gefährdet, da solche Standortkonzepte aktu-
ell nicht über eine Konzentrationsflächenplanung auf Ebene des Flächennutzungsplans abgesi-
chert werden können. Aus der Vollzugspraxis kommt zusätzlich der Hinweis, dass bislang bei pri-
vilegierten Freiflächenphotovoltaikanlagen das Verfahren auch dazu genutzt wurde, um Auswir-
kungen möglicher Blendwirkungen dieser Anlagen auf den Straßen- und Schienenverkehr mit den
betroffenen Stellen abzustimmen.

Ganz abgesehen von den vorstehenden Bedenken ist ungeklärt, wie die mit neuen Verfahrensfrei-
heiten des Dachgeschossausbaus und der gebietstypischen Nutzungsänderungen verbundenen
Informationsdefizite für den Vollzug des Zweckentfremdungs-, Steuer- und Beitragsrechts
ausgeglichen werden.

3. Verkürzung der Genehmigungsfiktion für Mobilfunkanlagen (§ 12 Nr. 11 des Gesetzent-
wurfs)

Wie bereits wiederholt vorgetragen, führt jede Genehmigungsfiktion angesichts des fortschreitend
rückläufigen Personalkörpers in den unteren Bauaufsichtsbehörden zu einer Verschiebung der
Priorisierung von Bauvorhaben zulasten gleichermaßen wichtiger Bauvorhaben etwa sozialer Ein-
richtungen oder zur Einschränkung bewährter Service- und Beratungsangebote. Dieser Effekt
sollte in der vergangenen Novelle der Bauordnung durch Einführung einer 6-monatigen Fiktions-
frist für den Mobilfunk etwas aufgefangen werden. Es ist zu bedauern, dass an diesem Kompro-
miss nicht weiter festgehalten wird.

4. Kommunalisierung und Lockerung der Spielplatzpflicht (§ 13 Nr. 1 und Nr. 3 a)

Die Bedeutung und Notwendigkeit ausreichender, möglichst wohnungsnaher Entfaltungsmöglich-
keiten für Kinder steht gerade in Zeiten von großem Flächen- und Preisdruck bayernweit außer
Frage. Gerade für kleinere Kinder und deren Betreuungspersonen ist der wohnungsnahe Spiel-
platz als fester Bestandteil eines familienfreundlichen Wohnungsbaus anzusehen. Vor diesem
Hintergrund wird die Entstaatlichung der Spielplatzpflicht als reine Arbeitsbeschaffungsmaßnahme
für Städte und Gemeinden bewertet, da sie ein familienpolitisches Selbstverständnis per Satzung
wieder einführen müssen. Die Anhebung der Schwelle einer möglichen Spielplatzpflicht von 3 auf
6 Wohneinheiten wird angesichts des Bedarfs kritisch gesehen.

Ferner fällt auf, dass sich die geplante Satzungsermächtigung auf Aussagen zur Pflicht als sol-
cher, zur Größe und Ausstattung beschränkt. In Gebieten mit hoher Nachverdichtung müssen wei-
terhin Festlegungen getroffen werden können, die soziale Kontrolle, gefahrlose Erreichbarkeit und
eine Abschirmung vor schädlichen Einflüssen wie Lärm, Staub oder extremer Sonneneinstrahlung
sicherstellen. Bisherige Anforderungen zur Lage und Beschaffenheit des Spielplatzes müssen
unter sicherheitsrechtlichen Aspekten weiterhin getroffen bzw. über den Vollzug gesichert werden
können.
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5. Kommunalisierung des Stellplatzrechts (§ 13 Nr. 2 und 3 a) mit Aufhebung bestehenden

Ortsrechts (§ 13 Nr. 4)

Wie bereits in unserem Schreiben vom 8. Juli 2024 ausgeführt, wirkt die Kommunalisierung des
Stellplatzrechts völlig aus der Zeit gefallen. Sie ignoriert die Herausforderungen der Klimaan-
passung in Zeiten der Nachverdichtung sowie die Fragen der Mobilitätswende und Sozial-
gerechtigkeit.

Die Problematik der Stellplatzpflicht für Kosten und Erschwernisse des Wohnungsbaus kann nicht
einfach durch eine Entstaatlichung und Begrenzung der Stellplatzpflicht gelöst werden. Es fehlt
staatlicherseits das Konzept, wie der tatsächliche, immer noch durch steigende Kfz-Zulassungs-
zahlen geprägte Zu- und Abfahrtsverkehr einer Nutzung reduziert und somit die Leichtigkeit und
Sicherheit des Verkehrs im endlichen Straßenraum trotz seiner zusätzlichen Beanspruchung für
blau-grüne Infrastrukturmaßnahmen gewährleistet werden. Solange keine zufriedenstellenden In-
strumente und kein gesellschaftspolitischer Schulterschluss für eine ergänzende ambitionierte Be-
wirtschaftung des öffentlichen Parkraums bestehen, verlagert die Abschaffung der staatlich ange-
ordneten Stellplatzpflicht die Verantwortlichkeit der Gebäude- und Autoeigentümer für die Lösung
der Stellplatzfrage auf die Allgemeinheit. Die gerade für die gewünschte Nachverdichtung so wich-
tigen und längst überfälligen blau-grünen Maßnahmen der Klimaanpassung im öffentlichen Raum
des Siedlungsbestands werden mit diesem falschen Signal des Gesetzgebers noch schwieriger
umzusetzen sein.

Ungeachtet dieser grundsätzlichen Kritik bedürfen folgende Ungereimtheiten der neuen Satzungs-
ermächtigung einer Lösung:

Die geplante Deckelung der Anzahl der notwendigen Stellplätze (Art. 47 Abs.2 Satz 2 BayBO-
neu) entspricht nicht dem tatsächlichen Zu- und Abfahrtsverkehr für Ein-, Zweifamilienhäuser
und Wohnungen mit größeren Wohnflächen im ländlichen Raum. Ebenso gestaltet sich die De-
ckelung problematisch, soweit in Stellplatzsatzungen bisher mit anderen, ortsspezifischen
Bezugsgrößen und Differenzierungen gearbeitet wurde.

Auch zukünftig müssen Städte und Gemeinden Aussagen zur Größe, Beschaffenheit und Aus-
stattung von Stellplätzen treffen können. Es fehlen Klarstellungen, inwieweit die örtliche Ver-
kehrsinfrastruktur auf die Zahl der notwendigen Stellplätze wie bisher Einfluss nehmen kann und
inwieweit Fahrradabstellplätze weiterhin auf die Zahl der Stellplätze angerechnet werden können.
Solche Spielräume können beispielsweise für die anstehende Umsetzung der neuen EU-Gebäu-
deeffizienzrichtlinie von Bedeutung sein, die nicht nur für den Neubau, sondern auch für die Sa-
nierung pro Stellplatz und Wohneinheit verpflichtende Elektroladestationen oder Fahrradabstell-
plätze vorschreibt. Zur Vermeidung neuer Hitzeinseln auf Parkplatzflächen sind beispielsweise
Vorschriften zur Beschattung essentiell.

Mit der Neuformulierung der Satzungsermächtigung scheint Städten und Gemeinden auch ver-
wehrt zu sein, jegliche Modalitäten zur Umsetzung der Pflicht zur Herstellung von Fahrradabstell-
plätzen verbindlich festzulegen. Legt man den Wortlaut des Entwurfs zugrunde, dürften bisherige
Regelungen zur Größe, Beschaffenheit, Ausstattung oder gar Anzahl von Fahrradabstell-
plätzen nicht mehr getroffen werden. Aber gerade diese Fragestellungen sind von Einfluss auf die
Veränderungen im Mobilitätsverhalten.



Bayerischer Gemeindetag

Dreschstr. 8
80805 München
Telefon 089 360009 - 0

Bayerischer Städtetag

Prannerstraße 7
80333 München
Telefon 089 290087 - 0

5
Laut Gesetzesbegründung soll mit der Neufassung des Art. 83 Abs. 5 BayBO nur deklaratorisch
klargestellt werden, dass bestehende Stellplatzsatzungen wegen der Neugestaltung des Stell-
platzrechts außer Kraft treten. Entsprechendes gilt laut Begründung für entsprechende Festset-
zungen in Bebauungsplänen. Der Verweis auf die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts erscheint nur auf den ersten Blick plausibel. Zum einen drängt sich die Frage auf, inwieweit
bestehende Stellplatzsatzungen überhaupt vollständig den Zielen und Zwecken der geplanten
Neuregelung widersprechen. Zum anderen entbinden die Ausführungen des Gerichts den Gesetz-
geber nicht von der Pflicht, mittels Übergangs- bzw. Überleitungsvorschriften unverhältnis-
mäßige Eingriffe in verfassungsrechtlich garantierte Rechte wie der gemeindlichen Pla-
nungs- und Satzungshoheit (Art. 28 Abs. 2 GG) auszuschließen. Das Urteil zeigt vielmehr auf,
dass die gesetzgeberische Entscheidung, ob und in welcher Weise eine Übergangsregelung vor-
zusehen ist oder nicht, von der Abwägung der widerstreitenden Interessen abhängig ist.

Es muss festgehalten werden, dass eine Übergangsregelung von drei Monaten zwischen Au-
ßerkrafttreten bestehender Regelungen und dem In-Kraft-Setzen neuer Regelungen völlig unzu-
reichend ist, um bisheriges Ortsrecht den aktuellen Bedürfnissen entsprechend anzupassen. Wie
bereits ausgeführt können bisherige Stellplatzsatzungen häufig wegen anderer Bezugsgrößen und
detaillierter Ausdifferenzierungen nicht ohne Weiteres neu erlassen werden. Die vorgesehene
Frist von drei Monaten ist bereits im Hinblick auf die fachliche Konzipierung, Abstimmung und Er-
stellung von Sitzungsvorlagen einschließlich der geschäftsordnungsmäßigen Vorlauffristen für die
notwendige Befassung des Stadt- bzw. Gemeinderats nicht ausreichend. Zeit für die staatlicher-
seits gewünschte kritische Debatte von Standards und Kosten oder gar eine Partizipation von Trä-
gern öffentlicher Belange besteht nicht.

Völlig verfehlt ist die Aussage der Gesetzesbegründung, dass auch entsprechende Festsetzun-
gen in Bebauungsplänen außer Kraft treten. Seit den letzten Jahren sind vielen rechtsverbindli-
chen Bebauungsplänen Mobilitätskonzepte zugrunde gelegt worden, die besondere, von stadtweit
gültigen Stellplatzregelungen abweichende Festsetzungen in Bebauungsplänen, Regelungen in
städtebaulichen Verträgen oder Vorhaben- und Erschließungsplänen zur Folge haben. Wir zwei-
feln stark an, dass sich der bayerische Gesetzgeber über das Abwägungsergebnis eines Bebau-
ungsplans hinwegsetzen kann. Ebenso wenig kann es vom bayerischen Gesetzgeber gewollt
sein, dass Städte und Gemeinden durch das Gesetzesvorhaben angehalten sind, Verfahren zur
Anpassung der betroffenen Bebauungspläne an die neue Rechtslage gemäß § 1 Abs. 8 BauGB
einzuleiten. Der Gesetzgeber hat vielmehr eine geeignete Überleitungsregelung für die Fortgel-
tung der rechtsverbindlichen Festsetzungen auch im Kontext der neuen Rechtslage vorzusehen.

Auch ist die mit § 13 Nr. 4 verbundene Aufhebung bestehender Regelungen für Fahrradab-
stellplätze in entsprechenden Satzungen oder Bebauungsplänen in keiner Weise gerechtfer-
tigt.

Auf Grund der vielgestaltigen Probleme der geplanten Kommunalisierung der Stellplatzpflicht for-
dern wir mit aller Deutlichkeit die bisherige Rechtslage beizubehalten. Damit können insbeson-
dere alternative Mobilitätskonzepte, die Städte und Gemeinden bereits über Stellplatzsatzungen,
Bebauungspläne, begleitende städtebauliche Verträge und Vorhaben- und Erschließungspläne
seit Jahren umsetzen, behalten werden.



Bayerischer Gemeindetag

Dreschstr. 8
80805 München
Telefon 089 360009 - 0

Bayerischer Städtetag

Prannerstraße 7
80333 München
Telefon 089 290087 - 0

6
6. Rückwirkende Aufhebung des Ortsrechts für eine qualitative Begrünung (§ 13 Nr. 3 b )-c)

sowie § 13 Nr. 4)

Unsere inhaltlichen Bedenken sind bereits hinreichend bekannt. Wir sehen darüber hinaus recht-
liche Widersprüche zum Berücksichtigungsgebot des zum 1. Juli 2024 in Kraft getretenen
Klimaanpassungsgesetzes. Danach ist auch die Bayerische Staatsregierung verpflichtet, bei de-
ren Gesetzesvorhaben die zukünftig zu erwartenden Auswirkungen des Klimawandels, insbeson-
dere die Erzeugung oder Verstärkung eines lokalen Wärmeinsel-Effekts, zu berücksichtigen. Fer-
ner sind auch jetzt schon die Ziele der EU – Verordnung zur Wiederherstellung der Natur im Blick
zu behalten, wonach in städtisch verdichteten Räumen bis 2030 keine Nettoverluste mehr an
Grün und Baumüberschirmung bezogen auf 2024 stattfinden dürfen und darüber hinaus gehend
die Baumüberschirmung in jeder Stadt auf ein zufriedenstellendes Niveau ausgebaut werden
muss. Die Gründe für diese Gesetzgebungen sind angesichts der steigenden Hitzetage und Re-
kordtemperaturen und angesichts des stetigen Rückgangs der Arten mittlerweile spürbar. Städte
und Gemeinden mussten bereits in den letzten Jahren feststellen, dass sich die schon immer
schwache Stellung des Grüns durch den Nachverdichtungsdruck weiter verschärft, obwohl gerade
der für die Nachverdichtung so wesentliche Grundsatz der doppelten Innenentwicklung neben
Mindestquantitäten auch bestimmte Qualitäten an Grün verlangt.

Die geplante Regelung des Art. 7 Abs. 1 BayBO wird den notwendigen Qualitäten, wie sie
Städte und Gemeinden gerade in den letzten Jahren trotz aller Personalengpässe und rechtlicher
Risiken über den Erlass von Freiflächengestaltungssatzungen (ggf. in Verbindung mit entspre-
chenden Bauvorlagen) eingefordert haben, in keiner Weise gerecht. Die für die Klimaanpassung
und Biodiversität und letztlich für gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse auf den Grundstücken
wesentlichen Gestaltungselemente, nämlich Bäume und Sträucher, werden nicht verbindlich fest-
geschrieben. Vielmehr wirft Art. 7 Abs. 1 BayBO in seiner neuen, teilweise widersprüchlichen For-
mulierung und mit seinen neuen, unbestimmten Rechtsbegriffen viele Fragen auf. Diese Unbe-
stimmtheit und nicht zuletzt auch die Tatsache, dass Art. 7 BayBO nicht zum Prüfungsgegenstand
des vereinfachten Verfahrens gehört, wird eine den aktuellen Herausforderungen angemessene
Bepflanzung auf den Freiflächen eines Grundstücks nicht durchzusetzen können.

Es mag zwar richtig sein, dass die Bauleitplanung Instrumente für eine qualitative Begrünung zur
Verfügung stellt. Diese sind aber nicht für die Sicherung und Entwicklung einer resilienten Durch-
grünung des gesamten Siedlungsbestands geeignet. Hier dürfen wir auf unsere langjährigen, wie-
derholten Forderungen nach einfachen und rechtssicheren Instrumenten für die klima- und bio-
diversitätsfördernde Entwicklung des Siedlungsbestands verweisen. Gerade solche Instrumente
helfen, die Bauleitplanung inhaltlich nicht zu überfrachten und prozessual schlank zu halten.

Freiflächengestaltungssatzungen, die in der Regel maßvolle Mindeststandards vorgeben und die
Gestaltungshoheit des Bauherrn nicht unangemessen beschränken, sind letztlich Ausdruck einer
örtlichen Gestaltungspflege. Damit sind Freiflächengestaltungssatzungen Ausfluss des verfas-
sungsrechtlich garantierten eigenen Wirkungskreises der Gemeinde (Art. 83 BV). Die Aufhebung
der Satzungsermächtigung und erst recht das Außer-Kraft-Setzen bestehender örtlicher
Gestaltungskonzepte sind deshalb in keiner Weise gerechtfertigt.
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Die Rechtmäßigkeit von § 13 Nr. 4 zur ersatzlosen Aufhebung bestehender Regelungen in Sat-
zungen und Bebauungsplänen ist auch hier stark in Zweifel zu ziehen, insbesondere da Freiflä-
chengestaltungssatzungen nicht den Zielen des Art. 7 widersprechen, sondern diese konkretisie-
ren. Die aus maßvollen Mindeststandards resultierenden Kosten vermögen den im Gesetzentwurf
dargestellten Widerspruch nicht zu begründen, zumal natürliche Klimaanpassungsstrategien für
die Sicherung gesunder Wohnverhältnisse langfristig gesehen ökonomischer einzustufen sind als
der dauerhafte Betrieb technischer Anpassungsmaßnahmen. Im Übrigen gelten die kritischen An-
merkungen zur Aufhebung bestehender Stellplatzregelungen, insbesondere in rechtsverbindlichen
Bebauungsplänen, entsprechend.

Von der geplanten Aufhebung des Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO scheint den Gemeinden auch die
Möglichkeit genommen zu werden, die Notwendigkeit, Art und Höhe von Einfriedungen zu re-
geln. Der Gesetzentwurf weist Einfriedungen zwar den Gestaltungsmöglichkeiten nach Art. 81
Abs. 1 Nr. 1 BayBO zu. Diese Vorschrift erlaubt aber nur die Gestaltung von Einfriedungen als
bauliche Anlage. Diese Einschränkungen werden mit Blick auf die Gestaltungshoheit der Gemein-
den abgelehnt, der Gesetzentwurf ist in geeigneter Weise nachzubessern.

7. Weitere Einschränkungen gemeindlicher Gestaltungshoheit (§ 12 Nr. 13 und 14 sowie §
13 Nr. 3 c) und d))

Es ist nicht nachvollziehbar, warum für typengenehmigte Gebäude keine ortsspezifischen, gestal-
terischen Vorgaben (wie optische Oberflächengestaltung) gemacht werden dürfen, soweit damit
nicht das typengenehmigte Gebäude als solches in Frage gestellt wird. Entsprechendes gilt für die
Gestaltung von Gauben. Gerade bei derart ortsbildprägenden Elementen muss gewährleistet sein,
dass Gemeinden die äußere Gestaltung („Wie“) einer Gaube regeln können.

Auch die Aufhebung des Art. 81 Abs. 1 Nr. 7 BayBO kann mit Blick auf Art. 3 BayBO nicht nach-
vollzogen werden. Die Vorschrift ließe sich vielmehr im Sinne der Entwicklung einer klimaorientier-
ten Ausstattung und Ausgestaltung des Grundstücks zugunsten gesunder Grundstücksverhält-
nisse, wie unsererseits gefordert, fortentwickeln.

Zusammenfassend müssen wir nochmals unserer Enttäuschung und Verwunderung Ausdruck
verleihen, dass bei einem Gesetzesvorhaben, das derart massiv in die kommunale Satzungs-,
Planungs- und Gestaltungshoheit eingreift und dessen ungelöste Rechtsfragen eine große Trag-
weite nach sich ziehen, keinerlei Dialog im Vorfeld einer öffentlichen Debatte mit den kommunalen
Spitzenverbänden gesucht wurde. Dies ist umso bemerkenswerter, als das durchaus staatlicher-
seits gewünschte und in Arbeitshilfen empfohlene Engagement von zahlreichen Städten und Ge-
meinden gerade der letzten Jahre zu den Themen Verkehrswende, Artenvielfalt und Klimaanpas-
sung durch vorliegenden Entwurf mit einem Federstrich zunichte gemacht würde.

Zu § 13 des Gesetzentwurfs melden wir nochmals sehr deutlich unsere verfassungsrechtlichen
Bedenken an und empfehlen dringend seine vollständige Streichung. Dies gilt insbesondere für
die Regelungsbereiche des § 13, für die eine Übergangsregelung von drei Monaten zur Anpas-
sung des Ortsrechts vorgesehen ist. Diese Frist erlaubt Städten und Gemeinden keinesfalls die
angemessene fachliche und politische Auseinandersetzung. Vorsorglich und aus den Erfahrungen
der Novelle des Abstandsflächenrechts möchten wir auch darauf hinweisen, dass unter verwal-
tungsökonomischen Gesichtspunkten erst ein endgültig durch den Bayerischen Landtag ver-
abschiedetes Gesetz Grundlage für die Anpassung des örtlichen Rechts sein kann.
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Zu den übrigen Regelungsbereichen des Gesetzentwurfs verweisen wir auf unsere gesonderten
Stellungnahmen.

Mit freundlichen Grüßen

Hans-Peter Mayer

Geschäftsführendes
Präsidialmitglied
BAYERISCHER GEMEINDETAG

Bernd Buckenhofer

Geschäftsführendes
Vorstandsmitglied
BAYERISCHER STÄDTETAG
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Herrn Staatsminister  
Dr. Florian Herrmann 
Bayerische Staatskanzlei 
Postfach 220011 
80535 München 
per Mail: florian.herrmann@stk.bayern.de 
 

München, den 8. Juli 2024 
 
 
 
Deregulierung und Entbürokratisierung; Erstes Modernisierungsgesetz Bayern 
Verbandsanhörung, ihr Zeichen: B II 6 - 1080 - 24 – 1 
 
 
Sehr geehrter Herr Staatsminister Herrmann,  
lieber Florian, 
 
zunächst vielen Dank für die Beteiligung in vorgenanntem Gesetzgebungspaket, welches wir 
am Montag unmittelbar aus Ihrem Hause übermittelt bekommen haben und zu dem wir uns 
innerhalb der – den massiven Auswirkungen nicht gerecht werdenden, zu kurzen – Frist noch 
ausführlich äußern werden. Vorgezogen halten wir es jedoch für dringend geboten, auf drei 
Regelungsbereiche des Modernisierungsgesetzes hinzuweisen, bei denen die Bayerische 
Staatsregierung jegliches Gespür für Inhalt und Wirkung – auch in der Öffentlichkeit – verlas-
sen hat.  
 
Sowohl die Abschaffung der staatlich angeordneten Stellplatzpflicht als auch die Abschaffung 
der Möglichkeit zur Regelung der Freiflächengestaltung in gemeindlichen Satzungen, samt 
der staatlich angeordneten Aufhebung aller bestehenden Satzungen, halten wir inhaltlich, poli-
tisch, verfassungsrechtlich sowie mit Blick auf ein gutes Miteinander von Staat und Kommu-
nen für völlig misslungen. Gleiches gilt für die vollständige Kommunalisierung und Lockerung 
der Spielplatzpflicht.  
 
Inhaltlich wirken die Vorhaben völlig aus der Zeit gefallen und ignorieren die großen Themen 
unserer Zeit, namentlich die Klimaanpassung, die Biodiversitätskrise, die Notwendigkeit der 
Durchgrünung unserer Siedlungsbereiche, aber auch Fragen der Mobilitätswende und der So-
zialgerechtigkeit. Städte und Gemeinden, die sich in Zeiten von Hitzestress und Artensterben 
aktiv der Gestaltung öffentlicher und privater Freiflächen verschrieben und ortsangepasste 
Konzepte entwickelt haben, werden durch die Streichung der Rechtsgrundlage sowie der Auf-
hebung entsprechender Satzungen vor den Kopf gestoßen. Durch die Aufhebung aller bayeri-
schen Stellplatzsatzungen, die jeweils örtliche, indizierte Mobilitätsherausforderungen bewälti-
gen möchten, wird zusätzliche Bürokratie geschaffen, da wir unseren über 2000 Mitgliedern 
empfehlen müssen, erstmalig oder zum wiederholten Male eine Stellplatzsatzung zu erlassen.  
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Klagen über eine bayernweite Regelungsflut und -vielfalt auf gemeindlicher Ebene sind damit 
vorprogrammiert. Gleiches gilt für den nunmehr notwendigen und sehr wahrscheinlichen Er-
lass von über 2000 Spielplatzsatzungen.  
 
Überdies sendet der Freistaat durch die Abschaffung der staatlich angeordneten Stellplatz-
pflicht das Signal, dass nicht der Gebäude- und Autoeigentümer für die Lösung der Stellplatz-
frage verantwortlich ist, sondern der Steuerzahler und der Parkraumdruck zu Gunsten der 
Bauwirtschaft und zu Lasten der Gesellschaft sozialisiert wird. Politisch werden sich die be-
troffenen Fachverbände des Naturschutzes die Frage stellen, ob der Freistaat Bayern nach 
dem durch Alois Glück ausgehandelten Kompromiss zum Volksbegehren „Rettet die Bienen“ 
auf dem Feld der Biodiversität und des städtischen Binnenklimas wirklich ein verlässlicher 
Partner ist. Fachverbände der Stadtplanung und der Architektur werden auf einen entspre-
chenden Qualitätsverlust bei der Freiflächengestaltung hinweisen. Und Sozial- und Kinder-
schutzverbände werden sich die Frage stellen, warum sich der Freistaat aus der staatlich an-
geordneten Kinderspielplatzpflicht zurückzieht.  
 
Verfassungsrechtlich werden wir prüfen lassen, ob beide Vorhaben einen unverhältnismäßi-
gen Eingriff in die kommunalen Planungs- und Satzungshoheit darstellen. Das staatlicherseits 
angeordnete „Löschen“ hunderter kommunaler Satzungen durch Gesetz stellt einen einmali-
gen Vorgang dar. Die Verwerfungen, die dadurch u.a. auch in ordentlich abgewogene Be-
standsbebauungspläne getragen werden sind noch gar nicht absehbar. Das geplante Vorge-
hen ignoriert hier insbesondere das bundesgesetzlich vorgegebene Verfahren zur Änderung 
eines Bauleitplans.  
 
Schließlich stellen die Vorhaben einen unfreundlichen Akt gegenüber über 2000 Städten, 
Märkten und Gemeinden dar, dessen Effekt auf Baukosten und Bürokratie völlig untergeord-
net sein wird. Die großen Brocken liegen an anderer Stelle, die wir wiederholt vorgetragen ha-
ben und die wir gerne nochmals mit Ihrem Haus diskutieren. Auch und gerade als politisch 
denkende Kommunalpolitiker fällt es uns schwer zu glauben, dass die Staatsregierung im 
Rahmen dieses Vorhabens den großen Schaden für die Allgemeinheit und den minimalen 
Nutzen für das Bauen ausreichend abgewogen hat. Der Gesetzesbegründung entnehmen wir 
zu inhaltlichen Fragen der Klimaanpassung und der Mobilitätswende kein Wort. Wir bitten da-
rum dringend, die beiden Regelungsvorhaben von der Agenda zu nehmen und mit uns an 
konstruktiven Lösungen für die Themenbereiche zu arbeiten. 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

Dr. Uwe Brandl 
 
Erster Bürgermeister a.D. 
Präsident 
BAYERISCHER GEMEINDETAG 

Markus Pannermayr  
 
Oberbürgermeister 
Vorsitzender 
BAYERISCHER STÄDTETAG 
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